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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Andreas Birzele, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Benjamin Adjei, Cemal Bozoğlu, Maximilian Deisenhofer, Gülseren 
Demirel, Toni Schuberl, Florian Siekmann und Fraktion (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung der Gemeindeordnung und 
weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Weitergehende Rückwirkung für mehr Rechtssicherheit bei Wasserlieferver-

trägen 
(Drs. 19/12044) 

Der Landtag wolle beschließen: 

In § 10 Satz 2 wird die Angabe „2026“ durch die Angabe „2022“ ersetzt. 

 

 

Begründung: 

Wie wiederholt vom Bayerischen Städtetag und vom Bayerischen Gemeindetag ange-
regt, treten die in § 7 des Gesetzentwurfs der Staatsregierung vorgesehenen Änderun-
gen des Art. 7 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) rück-
wirkend bereits zum 1. Januar 2022 in Kraft. Eine nur auf den 1. Januar 2026 vorgese-
hene Rückwirkung der Regelung kann dagegen in der Praxis zu großer Rechtsunsi-
cherheit in Bezug auf bereits abgeschlossene Wasserlieferverträge von Zweckverbän-
den führen bzw. die bestehende Rechtsunsicherheit nicht in jedem Fall ausräumen. Der 
Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat kürzlich in zwei Fällen Gebührensatzungen zu 
Wasserabgabesatzungen mangels ausreichender Rechtsgrundlage für unwirksam er-
klärt. Durch eine Vorverlegung des Inkrafttretens analog zu den Zeiträumen der Gebüh-
renkalkulation von vier Jahren könnten diese Probleme vermieden werden. Die aktuell 
in Gebührensatzungen der Zweckverbände (und auch der Gemeinden) enthaltenen Ge-
bührensätze beziehen sich auf einen maximalen Gebührenkalkulationszeitraum von 
vier Jahren und inkludieren auch ggf. Unter- oder Überdeckungen aus dem vorherigen, 
ebenfalls maximal vierjährigen Kalkulationszeitraum. 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Birzele, Ludwig Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena 
Osgyan, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht, Benjamin Adjei, Cemal Bozoğlu, 
Maximilian Deisenhofer, Gülseren Demirel, Toni Schuberl, Florian Siekmann und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/12955 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung der Gemeindeordnung und 
weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Weitergehende Rückwirkung für mehr Rechtssicherheit bei Wasserliefer-

verträgen 
(Drs. 19/12044) 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

II. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold
Abg. Holger Dremel
Abg. Stefan Löw
Abg. Felix Locke
Abg. Andreas Birzele
Abg. Christiane Feichtmeier
Staatssekretär Sandro Kirchner



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung der Gemeindeordnung und weiterer Rechtsvorschriften 

(Drs. 19/12044)

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 

Andreas Birzele u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

hier: Weitergehende Rückwirkung für mehr Rechtssicherheit bei 

Wasserlieferverträgen (Drs. 19/12955)

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsre-

gierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich eröffne die 

Aussprache.

(Unruhe)

Wie Sie alle sehen, ist der erste Redner der Kollege Holger Dremel für die CSU-Frak-

tion, der dann das Wort erhält, wenn wir Ruhe hier im Sitzungssaal haben, wenn sich 

bitte alle hingesetzt haben. Alle, die sich unterhalten wollen, verlassen dazu bitte den 

Sitzungssaal. Das gilt insbesondere für die Damen dort hinten.

Ja, Herr Kollege Dremel, Sie haben damit das Wort.

Holger Dremel (CSU): Herr Vizepräsident, hohes Präsidium, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der federführende Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 

Sport und auch der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integra-

tion haben dem jetzigen Gesetzentwurf, den wir heute hier in Zweiter Lesung beraten, 

einstimmig zugestimmt.

Ich stelle Ihnen heute die wichtigsten Änderungen vor.
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Die erste Änderung betrifft die örtliche Rechnungsprüfung. Bisher musste die Leitung 

eines Rechnungsprüfungsamtes immer durch einen Beamten auf Lebenszeit, A 10 

oder höher, erfolgen. Wir wissen, wir haben einen Fachkräftemangel, auch in der 

dritten Qualifikationsebene. Deshalb haben wir das geändert und neu geregelt. Die 

Leitungsfunktion kann künftig alternativ auch durch einen Beschäftigten mit erfolgreich 

abgeschlossener Ausbildung zum Verwaltungsfachwirt besetzt werden. Die kommuna-

len Gremien müssen das natürlich entscheiden; sie müssen das prüfen. Natürlich 

braucht derjenige die erforderliche Erfahrung und auch die Eignung im Rahmen dieser 

Berufung.

Eine vergleichbare Flexibilisierung ist auch für die überörtliche Rechnungsprüfung, 

also sprich für die staatlichen Rechnungsprüfungsstellen, per Änderung vorgesehen; 

das heißt, eine Ressortverordnung; es ist kein Ministerratsbeschluss mehr erforderlich.

Zweitens. Personalrechtliche Befugnisse. Wie viele wissen, haben Oberbürgermeister-

innen und Oberbürgermeister von kreisfreien Gemeinden die Möglichkeit, Personalbe-

fugnisse bis A 14 oder Entgeltgruppe 14 zu übertragen. Hier haben wir auch die 

Möglichkeit geschaffen, jetzt kreisangehörige, große Kreisstädte zu bedienen. Das 

heißt auch hier: weniger Bürokratie, mehr Möglichkeiten.

Meine Damen und Herren, Ziel der Neuerungen ist die Stärkung der Organisations-

hoheit, die Beschleunigung von Personalentscheidungen sowie die Reduzierung des 

Verwaltungsaufwandes.

Drittens. Der kommunalrechtliche Abführungsfreibetrag. Darüber hinaus hat die Baye-

rische Staatsregierung auch den kommunalrechtlichen Abführungsfreibetrag ange-

passt. Grund ist, dass der ausgewiesene Abführungsfreibetrag dem Rechtsstand 

August 2012 entspricht. Ich glaube, dann kann man auch mal wieder neu justieren. 

Meine Damen und Herren, ab dem 1. Januar 2026 wird dieser Betrag klarstellend 

auf 8.767,25 Euro aktualisiert. Künftige Anpassungen aufgrund linearer Besoldungser-
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höhungen macht das StMI im Bayerischen Ministerialblatt bekannt, analog zur Vorge-

hensweise beim Kommunal-Wahlbeamten-Gesetz.

Meine Damen und Herren, wie immer hören wir auch die kommunalen Spitzenverbän-

de an. Auch der Bayerische Kommunale Prüfungsverband hat sich dazu geäußert. 

Sie begrüßen beide diese Änderungen und haben grundsätzlich keine Einwendungen 

erhoben. Letztendlich haben wir die kleinen Einwendungen auch berücksichtigt.

Zwei Urteile des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs zu Gebührensatzungen von 

Zweckverbänden haben eine gewisse Rechtsunsicherheit ausgelöst, ob die Zweckver-

bände Zweckvereinbarungen abschließen dürfen oder nicht. Wir haben hier Rechtssi-

cherheit geschaffen. Artikel 7 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 

enthält nun eine ausdrückliche Klarstellung, dass die Zweckverbände und gleichge-

stellte Beteiligte – Sie wissen, das sind Wasserverbände, das sind Bodenverbände 

usw. – Zweckvereinbarungen in gleicher Weise wie Gebietskörperschaften abschlie-

ßen dürfen.

Außerdem werden die Nachrangigkeitsklauseln ersatzlos gestrichen, um intensivere 

Formen der kommunalen Zusammenarbeit zu erleichtern; auch hier im Bereich Was-

serversorgung und im Bereich der kritischen Infrastruktur.

Wir haben eine Kooperation von Kreisverwaltungsbehörden ermöglicht. Künftig kön-

nen die Kreisverwaltungsbehörden die Möglichkeit nutzen, dass sie für übertragene 

Aufgaben, die Staatsbehörden haben, durch beiderseitige Verwaltungsvereinbarungen 

kooperieren können. Es geht also um Zusammenarbeit und Synergien. Überflüssige 

Bürokratie wird abgeschafft, liebe Kolleginnen und Kollegen. Die Vereinbarungen müs-

sen natürlich der zuständigen Aufsichtsbehörde zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Aber ich glaube, wir werden uns auch in einer späteren Evaluation noch mal anschau-

en, ob da auch alles reibungslos läuft.

Was ändern wir in diesen Kommunalgesetzen noch? – Wir werden den Mehraufwand 

für den Zensus 2022 erstatten. Wir hatten insgesamt 94 Erhebungsstellen in Land-
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kreisen und in kreisfreien Gemeinden. Wir haben gemerkt: Hoppla, da war mehr 

Aufwand als Ertrag. Im Rahmen der Erstattung, im Rahmen der Pauschalen, haben 

wir hier nachgelegt und die Pauschalen erhöht. Das sind bei Haushaltsbefragungen 

fast 50 Cent, das sind bei Wohnheimen fast 4,50 Euro, und bei Gemeinschaftsunter-

künften sind es 16,93 Euro, die es hier mehr gibt. Der gesamte Nachzahlungsbetrag 

liegt bei 1,55 Millionen Euro. Grundlage ist hier gemäß der Bayerischen Verfassung 

das Konnexitätsprinzip. Ich glaube, da haben wir auch viel Gutes geregelt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben zu diesem Gesetzentwurf einen Ände-

rungsantrag der GRÜNEN, die letztendlich die kommunale Zusammenarbeit rückwir-

kend von vier bis acht Jahren versehen möchten. Das ist rechtlich nicht möglich, 

verfassungsrechtlich nicht möglich. Deswegen werden wir dem auch eine Absage 

erteilen. Auch die rückwirkende Streichung von vier bis acht Jahren der Nachrangig-

keitsklausel ist nicht möglich.

Was hätte das zur Folge? – Natürlich materielle Änderungen der Rechtslage für 

die Vergangenheit, und die Kommunen könnten dann auch dem Bürger aus dieser 

Zweckvereinbarung Kosten in Rechnung stellen. Das wollen wir im Nachgang auf 

jeden Fall nicht.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die vorgesehene Streichung der Nachrangigkeits-

klausel kann daher nicht mit Rückwirkung versehen werden, sondern nur mit Wirkung 

in die Zukunft. Wir lehnen den Antrag der GRÜNEN ab.

Die Änderungen passen wir in der Gemeindeordnung an.

Letztendlich zeigt das auch: Das sind die aktuellen Herausforderungen, denen wir 

Rechnung tragen. Wir sind kommunalfreundlich. Wir schaffen für unsere Gemeinden 

und für unsere Landkreise mehr Klarheit, mehr Rechtssicherheit und mehr Synergieef-
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fekte. Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, dadurch stärken wir 

in ganz Bayern die kommunale Zusammenarbeit und verringern die Bürokratie.

Ich bitte herzlich in dieser Zweiten Lesung um Zustimmung.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Nächster 

Redner ist der Abgeordnete Stefan Löw für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Bitte schön, Sie haben das Wort.

Stefan Löw (AfD): Geschätztes Präsidium, geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Der 

Kollege Holger Dremel hat den Gesetzentwurf schon ausreichend vorgestellt. Darum 

möchte ich noch auf die Fragen eingehen, die sich damals bei uns in der Ersten 

Lesung gestellt haben und die wir im Ausschuss auch ausführlich behandeln konnten. 

Vielen Dank dafür an die Mitarbeiter des Ministeriums.

Eine unserer Fragen war, was beim Zensus zu dieser Kostensteigerung geführt hat, 

und hier war die Antwort, dass insbesondere die IT und die Software, die vom Bund 

gestellt wurden, erhebliche Probleme und Ausfallzeiten verursacht haben. Das ist 

typisch Bund. Einen weiteren Kommentar werde ich mir ersparen.

Bei der Frage zur Notwendigkeit eines Spiegelbildlichkeitsprinzips kam man zu dem 

Ergebnis, dass ein solches nicht notwendig ist, da die Verschachtelung der Zweckver-

bände bereits lang gelebte Praxis ist und sich aus dem Gesetz keine Änderungen für 

die Besetzung der Zweckverbände ergeben. Auf unsere Frage, was bei der Zusam-

menarbeit der Landratsämter von Wunsiedel und Hof bis auf die Bußgeldstelle noch 

weiter geplant ist, konnte man uns leider keine zufriedenstellende Antwort geben. 

Jedoch hat da unser Ausschussvorsitzender Weigert einen sehr guten Vorschlag ge-
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macht, und zwar, dass wir die Vereinbarung, wenn sie zur Genehmigung vorgelegt 

wird, erneut erörtern werden. Das können wir gerne machen.

Ich komme noch zum Änderungsantrag der GRÜNEN. Den werden wir ablehnen, da 

wir nicht wollen, dass die Bürger vier Jahre rückwirkend belastet werden können. Dem 

Gesetz selber werden wir zustimmen.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön. – Nächster Redner ist der 

Kollege Felix Locke für die FREIEN WÄHLER. Herr Abgeordneter, Sie haben das 

Wort.

Felix Locke (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Nicht jedes Gesetz führt zu emotionalen Wallungen wie vielleicht beim Bay-

KiBiG vorhin; aber auch die Gesetze, die vermeintlich erst einmal schlank wirken, 

unaufgeregt und sachlich diskutiert werden, haben trotzdem eine sehr starke und 

wirkungsvolle Strahlkraft, insbesondere auch auf die Ebenen, für die diese Gesetze 

gemacht sind. Hier haben wir ein Paradebeispiel dafür, wie ein gutes Zusammenspiel 

der Kommunen, der Vertreter der kommunalen Spitzenverbände und auch von uns 

hier aus dem Bayerischen Landtag, vertreten unter anderem durch die Regierungs-

fraktionen, die gute Politik machen, gelingen kann.

An dieser Stelle möchte ich auch allen neu gewählten Vertreterinnen und Vertretern 

der kommunalen Spitzenverbände und der neuen Gremien erst einmal gratulieren und 

für gute Zusammenarbeit werben; denn ich glaube, nur wenn wir auch den Schulter-

schluss auf allen Ebenen suchen, wenn wir sachlich gut diskutieren und wenn wir 

am Ende dann auch solche Gesetze, die in der Praxis vor Ort zusätzlich zu einer 

Entbürokratisierung und zu einer Entlastung führen, in diesem Hohen Haus einstimmig 

verabschieden, dann können wir wirklich sagen, dass unser Land bestens funktioniert, 

dass Bayern handlungsfähig ist und dass das auch sehr lange so bleiben wird.

Protokollauszug
86. Plenum, 22.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 6

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5249
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5347


Worum geht es genau? – Die Kollegen haben es schon ausgeführt. Ich möchte noch 

einmal betonen, dass wir deutlich entbürokratisieren und dass wir auch die interkom-

munale Zusammenarbeit in diesem Gesetz jetzt noch einmal stärken. Ich glaube auch, 

dass das ein Modell der Zukunft sein muss und auch ein Modell der Zukunft sein 

kann, auch landkreisweit über den Tellerrand hinauszublicken, die Effekte, die man 

durch Zusammenarbeit bündeln kann, auch zu nutzen, und so in gewisser Weise dem 

einen oder anderen Kostendruck, aber auch dem Personalmangel, den wir in der 

öffentlichen Verwaltung immer weiter spüren, entgegenzuwirken.

Auch dieses Gesetz ist ein klares Zeichen dafür, dass das Konnexitätsprinzip in 

Bayern gelebte Praxis ist. Wir haben hier festgestellt, dass es zu Kostenmehrungen 

kommt, und wir scheuen uns nicht, dies anzuerkennen und dementsprechend – so, 

wie wir es auch predigen, nämlich mit einem Konnexitätsprinzip, das auch wirklich 

spürbar ist – die Kosten weiterzugeben.

Unter dem Strich lässt sich sagen, dass wir weiterhin daran arbeiten – im Kleinen 

wie im Großen –, den Staat modern aufzustellen, dass wir weiterhin ein verlässlicher 

Partner der Kommunen – von der kleinsten Gemeinde bis in die Bezirke – sind und 

dass wir hier mit einem wichtigen Baustein, der nicht so sehr das große öffentliche 

Aufsehen bekommen wird, dazu beitragen werden, dass dieser Staat weiterhin funk-

tioniert. Deswegen freue ich mich auf die einstimmige Zustimmung, die im Ausschuss 

schon angedeutet worden ist.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Nächster Red-

ner ist der Kollege Andreas Birzele für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön, Sie 

haben das Wort.

Andreas Birzele (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der vorliegende Gesetzentwurf ist nicht der ganz große Wurf: Er reißt kein 

Haus ein, baut aber auch kein neues, errichtet ein paar Türen, zieht lockere Schrau-
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ben nach und tauscht kaputte Scharniere aus. Das klingt erst einmal unspektakulär; 

aber jeder, der aus dem Handwerk kommt, weiß: Oft sind es genau die Arbeiten, 

die dafür sorgen, dass am Ende wieder alles sauber funktioniert. Ich glaube, genau-

so muss man den Gesetzentwurf auch sehen. Er greift Probleme auf, die aus der 

kommunalen Praxis kommen, nicht aus dem Lehrbuch, sondern aus Rathäusern, 

Landratsämtern und Gemeinden. Genau deshalb werden wir dem Gesetzentwurf auch 

zustimmen.

Ein Beispiel sind die Rechnungsprüfungsämter. Der Fachkräftemangel ist längst in 

unseren Kommunen angekommen. Wer heute eine qualifizierte Stelle besetzen will, 

weiß, wie schwierig das mittlerweile ist. Manche Vorschriften stammen aus einer Zeit, 

in der man glauben konnte: Für jede Aufgabe findet sich schon der passende Bewer-

ber oder die passende Bewerberin. Wie wir alle wissen, sind die Zeiten aber vorbei. 

Deshalb ist es richtig, dass künftig auch Verwaltungsfachwirte diese Verantwortung 

übernehmen können. Entscheidend ist nicht, welcher Titel auf der Visitenkarte steht; 

entscheidend ist, ob jemand sein Handwerk versteht.

Im Handwerk ist es am Ende genau das Gleiche: Da fragt auch keiner, welchen 

Schulordner man vor 20 Jahren einmal gehabt hat; entscheidend ist da, ob die Wand 

gerade steht, ob das Dach dicht ist und ob die Arbeit ordentlich gemacht wird. Ich 

glaube, genauso muss man es für die Verwaltung sehen, und genauso muss es auch 

in der Verwaltung gelten.

Ein zweiter Punkt ist die Organisationshoheit der großen Kreisstädte. Wer Verantwor-

tung trägt, braucht auch Vertrauen. Wer jeden Tag vor Ort Entscheidungen treffen 

muss, der weiß meistens besser, was notwendig ist, als jemand, der aus weiter Entfer-

nung auf die Vorschriften schaut. Kommunale Selbstverwaltung lebt vom Vertrauen. 

Wenn man den Menschen vor Ort immer mehr Verantwortung überträgt, dann darf 

man ihnen nicht gleichzeitig bei jeder Entscheidung die Hände binden. Auch bei 

der kommunalen Zusammenarbeit geht der Gesetzentwurf in die richtige Richtung. 
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Unsere Kommunen stehen vor Aufgaben, die immer größer werden: Klimaanpassung, 

Wasserversorgung, Digitalisierung, Fachkräftemangel, steigende Kosten.

Das kann oft keiner mehr alleine stemmen. Im Handwerk lernt man auch früh: Es 

gibt Arbeiten, die schafft man allein, und es gibt Arbeiten, da braucht es zwei oder 

drei – nicht deswegen, weil man zu schwach ist, sondern weil es zusammen einfach 

besser geht. Genauso ist es bei den Kommunen: Zusammenarbeit ist kein Zeichen 

von Schwäche, Zusammenarbeit ist Stärke. Trotzdem machen wir es den Kommunen 

hier und da oftmals schwerer als nötig. Wenn zwei Landratsämter feststellen, dass sie 

Aufgaben gemeinsam besser erledigen können, dann sollte man nicht zuerst überle-

gen, welche Genehmigung noch fehlt, sondern überlegen, wie man es möglich macht.

Wir reden oft von Entbürokratisierung; aber Bürokratie baut sich leider selten von 

selber auf. Wir schaffen sie oft selber mit den besten Absichten: mit jeder zusätzlichen 

Vorschrift, mit jedem Formular, mit jeder Ausnahme von der Ausnahme. Vielleicht 

sollten wir uns deswegen bei jedem neuen Gesetz eine einfache Frage stellen: Macht 

es den Menschen, die draußen arbeiten, die Arbeit leichter, oder macht es nur den 

Gesetzestext länger? Auch bei der Finanzierung des Zensus geht der Gesetzentwurf 

den richtigen Weg. Wer Aufgaben bestellt, muss auch dafür zahlen. Das ist kein 

politischer Satz, das ist eine Frage der Fairness. Im Handwerk wird auch niemand 

auf die Idee kommen, zusätzliche Arbeit zu verlangen und dann am Ende für den 

Mehraufwand nichts zu zahlen. Warum sollte das also bei den Kommunen anders 

sein?

Einen Punkt möchte ich trotzdem kritisch ansprechen: Die kommunalen Spitzenver-

bände haben für ihre Stellungnahme extrem wenig Zeit gehabt. Dabei sind es genau 

die, die wissen, wo Vorschriften funktionieren, wo es hakt oder was zu Problemen 

führen könnte. Wer gutes Werkzeug bauen will, sollte auf die hören, die jeden Tag 

damit arbeiten müssen. Das gilt im Handwerk, und das gilt genauso für gute Gesetze. 

Konkret geht es um das Inkrafttreten des § 10 der neuen Regelung zu den Zweckver-

einbarungen gemäß Artikel 7 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit. 
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Der Bayerische Städtetag und der Bayerische Gemeindetag bitten in der Stellungnah-

me vom 16. Juli darum, dass eine weitgehend rückwirkend vorgesehene Neuregelung 

von bis zu vier Jahren berücksichtigt wird, weil es sonst zu Rechtsunsicherheit in 

Bezug auf bereits abgeschlossene Wasserlieferungen kommen könnte. Das hätte den 

Vorteil, dass die Unsicherheiten beseitigt würden, weil es dem üblichen vierjährigen 

Zeitraum entspricht, nach dem Wassergebühren kalkuliert werden. Vielleicht könnt ihr 

das in eure Überlegungen als Hinweis aus der Praxis mit einfließen lassen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Gesetz wird die großen Herausforderungen un-

serer Kommunen nicht lösen; aber manchmal braucht es, wie gesagt, auch gar nicht 

den großen Umbau. Manchmal reicht es, wenn man Schwachstellen beseitigt, wenn 

man etwas stabiler macht, als es vorher war. Jedes Haus steht bekanntlich länger, 

wenn man sich rechtzeitig um die kleinen Schäden kümmert, und genauso ist es mit 

unseren Kommunen. Deshalb werden wir dem Gesetzentwurf zustimmen.

(Beifall des Abgeordneten Tim Pargent (GRÜNE) – Michael Hofmann (CSU): Ein 

Jubel!)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Christiane Feichtmeier für die SPD-Fraktion. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Christiane Feichtmeier (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, werte Kolleginnen und 

Kollegen! Der vorliegende Gesetzentwurf ist aus unserer Sicht keine große Reform, 

aber er enthält einige sinnvolle und notwendige Verbesserungen für die kommunale 

Praxis. Künftig sollen qualifizierte Verwaltungsfachwirtinnen und Verwaltungsfachwirte 

Rechnungsprüfungsämter leiten können. Damit erweitern wir angesichts des Fachkräf-

temangels den Bewerberkreis, ohne die Anforderungen an unabhängige Rechnungs-

prüfung zu senken.

Auch die großen Kreisstädte erhalten mehr Handlungsspielraum bei Personalentschei-

dungen. Das kann Verfahren beschleunigen und kommunale Gremien entlasten.
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Richtig ist ebenfalls die Aktualisierung des Abführungsfreibetrags für kommunale Eh-

renämter. Wer Verantwortung für Gemeinschaft übernimmt, braucht faire und zeitge-

mäße Rahmenbedingungen.

Wichtig sind zudem Klarstellungen bei der kommunalen Zusammenarbeit. Nach Ent-

scheidungen des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs bestand gerade für Zweckver-

bände und im Bereich der Wasserversorgung erhebliche Rechtsunsicherheit. Es ist 

deshalb richtig, hier für Rechtssicherheit zu sorgen.

Den Änderungsantrag der GRÜNEN, diese Regelung bis zum Jahr 2022 rückwirken 

zu lassen, lehnen wir allerdings ab. Auch wenn es die kommunalen Spitzenverbände 

begrüßen würden, würde eine solche Rückwirkung die für die Gebührenzahler güns-

tige VGH-Rechtsprechungen nachträglich aushebeln und erheblichen verfassungs-

rechtlichen Bedenken begegnen. Deshalb ist es richtig, dass der Geltungszeitraum 

auf den 1. Januar 2026 zu begrenzen ist.

Grundsätzlich begrüßen wir auch, dass Kreisverwaltungsbehörden staatliche Aufga-

ben künftig gemeinsam wahrnehmen können. Die Diskussion über die Landratsämter 

Hof und Wunsiedel hat gezeigt, dass solche Kooperationen sinnvoll sein können. Aber 

eines muss auch klar sein: Zusammenarbeit darf kein Ersatz für eine ausreichende 

Personalausstattung sein. Der Freistaat bleibt dafür verantwortlich, seine Behörden 

handlungsfähig auszustatten.

Richtig ist auch der nachträgliche Ausgleich der höheren Kosten des Zensus 2022; 

denn wer den Kommunen Aufgaben überträgt, muss auch die tatsächlichen Kosten 

dafür tragen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, all das löst jedoch nicht die strukturellen Probleme 

unserer Kommunen. Dieser Gesetzentwurf ist kein großer Wurf, sondern bestenfalls 

ein kleiner Hopser. Mit Bad Alexandersbad haben wir inzwischen eine Gemeinde, die 

ohne die Hilfe des Landtags finanziell nicht mehr handlungsfähig wäre. Das muss 

doch für uns alle ein Alarmsignal sein. Unsere Kommunen sind am Limit. Es ist 
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kurz vor zwölf. Sie brauchen endlich eine dauerhafte, verlässliche und auskömmliche 

Finanzausstattung.

Deshalb darf es nicht bei diesen punktuellen Änderungen bleiben. Wir brauchen 

eine umfassende Modernisierung der Bayerischen Gemeindeordnung. Dazu gehört 

für mich insbesondere eine verbindliche Beteiligung von Kindern und Jugendlichen. 

Junge Menschen müssen mitreden können, wenn Entscheidungen unmittelbar ihre 

Lebenswelt betreffen. Wir müssen die Rahmenbedingungen für die Gemeinde- und 

Stadträtinnen und -räte verbessern. Kommunales Ehrenamt muss besser mit Beruf, 

Familie, Kinderbetreuung und Pflege vereinbar sein; denn wenn wir mehr junge Men-

schen mit Familienverantwortung für kommunale Mandate gewinnen wollen, müssen 

wir dafür die gesetzlichen Voraussetzungen schaffen.

Der heutige Gesetzentwurf löst weder die Finanzprobleme unserer Kommunen noch 

den Fachkräftemangel. Er ersetzt auch keine konsequente Digitalisierung und Entbü-

rokratisierung. Aber er enthält mehrere sachgerechte und praxistaugliche Verbesse-

rungen. Deshalb stimmt die SPD-Fraktion diesem zu und lehnt den Antrag der GRÜ-

NEN ab.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Frau Kollegin. – Für die 

Staatsregierung spricht jetzt Herr Staatssekretär Sandro Kirchner. Herr Staatssekretär, 

Sie haben das Wort.

Staatssekretär Sandro Kirchner (Inneres, Sport und Integration): Sehr geehrter 

Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Zunächst einmal vielen Dank. Der 

Gesetzentwurf ist in den Ausschussberatungen sehr ausführlich, aber vor allem auch 

konstruktiv diskutiert und am Ende des Tages einstimmig angenommen worden. Des-

wegen möchte ich ein großes Dankeschön für diese Zusammenarbeit und für die 

Beiträge, die im Laufe der Zeit eingebracht worden sind, aussprechen.
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Man kann feststellen, dass starke und vor allem leistungsfähige Kommunen das Fun-

dament in Bayern bilden. Deshalb ist sehr wichtig, dass dieser Gesetzentwurf daran 

anknüpft. Wie von den Vorrednern bereits dargestellt, werden wir mit diesem Gesetz-

entwurf deregulieren, flexibilisieren und Rechtssicherheit schaffen, damit unsere Kom-

munen noch leistungsfähiger und rechtssicherer werden.

Nachdem jeder Redner vor mir die Vorteile dieses Gesetzentwurfs auf den Punkt ge-

bracht hat und wir uns darüber einig sind, dass die Stellschrauben richtig gesetzt sind, 

fasse ich lediglich zusammen und sage: Das Gesetz ist eine ganz klare Botschaft an 

die Kommunen in Bayern. Damit wird die kommunale Familie noch leistungsfähiger. 

Ich bitte, diesen Gesetzentwurf zu unterstützen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Staatssekretär. – 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen und 

wir kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung zugrunde liegen der Gesetzentwurf 

der Staatsregierung auf Drucksache 19/12044, die Beschlussempfehlung mit Bericht 

des federführenden Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

auf Drucksache 19/12928 sowie der zum Plenum eingereichte Änderungsantrag der 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 19/12955.

Zuerst lasse ich über den zum Plenum eingereichten Änderungsantrag der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Weitergehende Rückwirkung für mehr Rechts-

sicherheit bei Wasserlieferverträgen" auf Drucksache 19/12955 abstimmen.

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN zustimmen will, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Gegenstimmen! – Das sind die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER, der AfD 

und der SPD. Stimmenthaltungen? – Keine. Der Änderungsantrag ist damit abgelehnt.
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Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/12044. 

Der federführende Ausschuss empfiehlt einstimmig Zustimmung. Der endberatende 

Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration empfiehlt eben-

falls einstimmig Zustimmung mit der Maßgabe, dass mehrere Änderungen vorgenom-

men werden. Im Einzelnen verweise ich hierzu auf Drucksache 19/12928.

Wer dem Gesetzentwurf mit den empfohlenen Änderungen zustimmen will, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind sämtliche Fraktionen. Gibt es einzelne Gegen-

stimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 

Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich nicht.

Wer dem Gesetzentwurf in der soeben beschlossenen Fassung seine Zustimmung 

geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das sind sämtliche Fraktionen. 

Einzelne Gegenstimmen bitte ich auf die gleiche Weise anzuzeigen. – Keine. Stimm-

enthaltungen? – Keine. Das Gesetz ist damit angenommen. Es hat den Titel: "Gesetz 

zur Änderung der Gemeindeordnung und weiterer Rechtsvorschriften".
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